
keit derartiger Rechtspflichtverletzungen nicht gerecht, 
und die Wirksamkeit gegenüber den Mitarbeitern der 
Reichsbahn ist gering.

Schlußfolgerungen

1. Die Untersuchungen hinsichtlich der Erscheinungen, 
die Wesentlich die Rechtspflichtverletzungen bei den 
fahrlässigen Transportgefährdungen begünstigt bzw. 
bestimmt haben, zeigen eindeutig, daß ihre Überwin­
dung und Beseitigung nicht allein Aufgabe der Rechts­
pflegeorgane sein kann. Art. 3 des neuen StGB sollte 
deshalb auch von den Leitungen der Deutschen Reichs­
bahn genau beachtet werden.
2. Die Kreisstaatsanwälte und die Spezialisten beim 
Bezirksstaatsanwalt müssen ihre Anleitung und Kon­
trolle gegenüber der Transportkriminalpolizei verbesT 
sern. Obwohl die Verfahren erhebliche Mängel bei der 
Erforschung der objektiven Wahrheit, der exakten Her­
ausarbeitung der Rechtspflichtverletzungen sowie ihrer 
Ursachen und Motive und der Ermittlung der Täter­
persönlichkeit aufweisen, wird der Vorgang kritiklos 
übernommen und hiernach die weitere Entscheidung 
getroffen.
Während des Ermittlungsverfahrens wird von den 
Staatsanwälten nur ungenügend auf die Ermittlungen 
Einfluß genommen. Selbst dann, wenn der Vorgang 
zur Fristverlängerung vorgelegt wird, wird das bis­
herige Ermittlungsergebnis nicht immer gründlich 
überprüft, und nur selten wird in Form einer Leitver­
fügung auf die noch durchzuführenden Untersuchun­
gen Einfluß genommen.
Die für die Dienststellen der Transportkriminalpolizei 
verantwortlichen Staatsanwälte müssen durch syste­
matische Kontrolle und Anleitung der Ermittlungs­
tätigkeit auf deren Verbesserung Einfluß nehmen. Die 
dabei getroffenen Feststellungen sind mit den Krimi­
nalisten auszuwerten, wobei exakte, kontrollierbare 
Maßnahmen zur Beseitigung von Unzulänglichkeiten 
festzulegen sind5.
Der Staatsanwalt sollte sich bei der Anleitung und 
Kontrolle der Untersuchungsorgane besonders auf 
solche Verfahren konzentrieren, bei denen als Folge 
der Tod, schwere gesundheitliche Schäden oder Un­
fälle mit Katastrophencharakter bzw. ein besonders 
hoher Gefährdungsgrad eingetreten sind. Für die 
Staatsanwälte in den Gruppen Wirtschaftskriminalität 
bei den Staatsanwälten der Bezirke ergibt sich die 
Aufgabe, sich ständig eine Übersicht über die in den 
Kreisen vorliegenden Verfahren zu verschaffen und 
regelmäßig das Unfall- und Straftatengeschehen im 
Bereich der Deutschen Reichsbahn ihres Bezirks zu 
analysieren. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse sind 
regelmäßig mit den Staatsanwälten der Kreise und den 
zuständigen Mitarbeitern der Transportpolizei auszu­
werten.
Die Anweisungen 1/68 und 2/68 des Generalstaatsan­
walts der DDR und die Gemeinsame Anweisung zur 
Verbesserung der Untersuchung und Bekämpfung von 
Straftaten auf dem Gebiet des Gesundheits- und Ar­
beitsschutzes sind hinsichtlich der Aufdeckung und Be­
kämpfung fahrlässiger Transportgefährdungen voll­
inhaltlich anzuwenden.
3. Bei der qualitativen Verbesserung der Ermittlungs­
tätigkeit kommt es vor allem darauf an, die Rechts- 
pflichtverletzungep sorgfältig herauszuarbeiten, die 
Beweggründe der Täter für die Rechtspflichtverletzun­
gen sowie die Ursachen und Bedingungen in ihrer Tat­
bezogenheit aufzudecken. Besonders die Schuld der 
Täter ist exakt nachzuweisen; dabei ist zu beachten, 
daß hier mit dem neuen Strafrecht (§§ 5 ff. StGB)

5 Vgl. hierzu auch R. Müller, „Die Aufgaben der Staatsanwälte 
im Ermittlungsverfahren“, NJ 1968 S. 231.

wesentlich höhere Anforderungen gestellt werden. Es 
ist notwendig, auch die Rechtspflichtverletzungen der 
Leitungskräfte — soweit diese mit der Transportgefähr­
dung in Zusammenhang stehen — mit zu untersuchen 
und auch strafrechtlich zu würdigen.
Der unverzügliche Beginn konzentrierter Ermittlun­
gen ist eine Voraussetzung für eine allseitige Aufklä­
rung aller Rechtspflichtverletzungen. Es muß daher 
gesichert werden, daß unmittelbar nach dem Ereignis 
die erforderlichen Ermittlungen zur Feststellung der 
Verantwortlichen und der Rechtspflichtverletzungen in 
voller Verantwortung der Kriminalpolizei durchge­
führt werden. Bei der Zusammenarbeit der Kriminal­
polizei mit den Funktionären der Reichsbahn ist zu 
sichern, daß Funktionäre der Reichsbahn keine Ermitt­
lungen durchführen, für die die Kriminalpolizei zu­
ständig ist.
Von der Transportpolizei sollten solche Voraussetzun­
gen geschaffen werden, die sichern, daß auch Straftaten 
beim IV. Unfallgrad auf gedeckt und geahndet werden. 
Eine wichtige Voraussetzung dafür ist, daß die Unfall­
berichte der Reichsbahn gewissenhaft und unverzüg­
lich überprüft werden. Es wäre auch angebracht, wenn 
bei der Transportpolizei eine Art Unfallbereitschaft wie 
bei der Verkehrspolizei gebildet wird, welche die 
ersten Untersuchungen durchführt. Die Tätigkeit der 
Transportkriminalpolizei könnte dadurch rationeller 
gestaltet werden, weil diese nur dann Ermittlungen 
aufzunehmen hätte, wenn von der Unfallbereitschaft 
der Verdacht geäußert wird, daß eine Straftat vorliegt. 
Außerdem wären damit Voraussetzungen gegeben, alle 
Straftaten aufzudecken und die noch vorhandene La­
tenz zu verringern.
In stärkerem Maße bedarf es der Einbeziehung von 
Fachleuten, dabei besonders der staatlichen und gesell­
schaftlichen Kontrollorgane auf dem Gebiet des Ar­
beitsschutzes und der Sicherheit, in die Ermittlungen. 
Große Aufmerksamkeit ist der differenzierten Einbe­
ziehung gesellschaftlicher Kräfte von Anbeginn der 
Ermittlungen entgegenzubringen.
Zur exakten Klärung der Unfallursachen und zur all­
seitigen Aufdeckung von Rechtspflichtverletzungen ge­
winnen bei Transportgefährdungen die Sachverstän­
digengutachten immer mehr an Bedeutung. Es muß 
deshalb gewissenhaft geprüft werden, ob und worüber 
ein Gutachten erforderlich ist. Dabei ist davon auszu­
gehen, daß nur solche Probleme durch Gutachten zu 
klären sind, die durch sachliche Beweismittel bzw. Zeu­
gen- oder Beschuldigtenvernehmung nicht geklärt wer­
den können. Die zu begutachtenden Probleme müssen 
in einem schriftlichem Auftrag exakt bestimmt, die 
Fragen konkret gestellt werden. Um die Qualität der 
Aufträge für ein Sachverständigengutachten zu verbes­
sern, ist es erforderlich, daß vorher Fachleute, insbe­
sondere Mitarbeiter von Kontrollorganen, konsultiert 
werden6 * 8.
4. Die Übergabe von Verfahren an die gesellschaft­
lichen Gerichte muß qualitativ verbessert werden. 
Jede Übergabe muß mit einer guten Anleitung ver­
bunden sein. Übergebene Sachen sind so lange unter 
Kontrolle zu halten, bis eine den Anforderungen ent­
sprechende Entscheidung des gesellschaftlichen Ge­
richts vorliegt. Fehlerhafte Entscheidungen sollten 
immer ausgewertet werden. Werden GesetzesVerlet- 
zungen festgestellt, dann sollte die Sache dem zustän­
digen Staatsanwalt zugeleitet werden, damit Einspruch 
eingelegt werden kann.

6 Zweckmäßig wäre es, wenn von der Reichsbahn auf den ver­
schiedenen Spezialgebieten bestimmte Personen benannt wer­
den, die als Gutachter in Anspruch genommen werden können. 
Damit würde gesichert, daß sich die Gutachter in der Art und 
Methode der Begutachtung bestimmte Erfahrungen aneignen 
und daß die Zusammenarbeit zwischen Untersuchungsorgan 
und Gutachter verbessert wird.
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